
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur ˜nderung der Richtlinie 77/388/EWG über das gemein-
same Mehrwertsteuersystem hinsichtlich der Geltungsdauer des Mindestnormalsatzes

(2001/C 531 E/13)

KOM(2000) 537 endg. � 2000/0223(CNS)

(Von der Kommission vorgelegt am 20. September 2000)

DER RAT DER EUROP˜ISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft, insbesondere auf Artikel 93,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 12 Absatz 3 Buchstabe a) der Richtlinie
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmoni-
sierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die
Umsatzsteuern � Gemeinsames Mehrwertsteuersystem:
einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (1) ent-
scheidet der Rat über die Höhe des nach dem 31. Dezem-
ber 2000 anzuwendenden MwSt-Normalsatzes.

(2) Der derzeit geltende MwSt-Normalsatz gewährleistet zwar
in Verbindung mit den Mechanismen der MwSt-Übergangs-
regelung, daß diese Regelung in akzeptabler Weise funk-
tioniert, aber zumindest während der Umsetzung der neuen
Strategie zur Vereinfachung und Verbesserung der Rechts-
vorschriften der Gemeinschaft im Bereich der MwSt, die die
Kommission in ihrer Mitteilung vom 7. Juni 2000 (2) dar-
gelegt hat, ist doch zu vermeiden, daß ein weiteres Aus-
einanderklaffen der von den Mitgliedstaaten angewandten
MwSt-Normalsätze zu strukturellen Ungleichgewichten in-
nerhalb der Gemeinschaft und zu Wettbewerbsverzerrun-
gen in bestimmten Branchen führt.

(3) Daher erscheint es zweckmäßig, den Mindestnormalsatz
von derzeit 15 % solange beizubehalten, daß die erwähnte
Strategie zur Vereinfachung und Verbesserung der Rechts-
vorschriften umgesetzt werden kann �

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 12 Absatz 3 Buchstabe a) der Richtlinie
77/388/EWG erhalten die Unterabsätze 1 und 2 folgende Fas-
sung:

ÐDer Normalsatz der Mehrwertsteuer wird von jedem Mit-
gliedstaat als ein Prozentsatz der Besteuerungsgrundlage
festgelegt, der für Lieferungen von Gegenständen und für
Dienstleistungen gleich ist. Vom 1. Januar 2001 bis zum
31. Dezember 2005 darf dieser Prozentsatz nicht niedriger
als 15 % sein.

Auf Vorschlag der Kommission und nach Stellungnahme
des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und
Sozialausschusses entscheidet der Rat einstimmig über
die Höhe des nach dem 31. Dezember 2005 geltenden
Normalsatzes.�

Artikel 2

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie mit Wir-
kung ab 1. Januar 2001 nachzukommen. Sie setzen die Kom-
mission unverzüglich davon in Kenntnis.

Bei Erlaß dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
aller innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. Januar 2001.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
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(1) ABl. L 145 vom 13.6.1977, S. 1, zuletzt geändert durch die Richt-
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(2) KOM(2000) 348 endg.


